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Große Anfrage 

der Abgeordneten Peter (Kassel), Dreßler, Heyenn, Dr. Ehmke (Bonn), Wieczorek- 
Zeul, Büchner (Speyer), Brück, Antretter, Adler, Andres, Becker-Inglau, Biunck, 

Dr. Böhme (Unna), Egert, Gilges, Dr. Götte, Haack (Extertal), Hasenfratz, Jaunich, 
Kirschner, Reimann, Schreiner, Schmidt (Saizgitter), Seuster, Steinhauer, Urbaniak, 
Weiler, von der Wiesche, Wittich, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Europäischer Binnenmarkt und Soziale Demokratie 


Die Regierungen der EG sind sich weitgehend mit den Organisa- 
tionen der Arbeitgeber und den Gewerkschaften darin einig, daß 
die unumgängliche Einführung des Binnenmarktes ohne Grenzen 
und die Schaffung eines europäischen Sozialraumes einander be- 
dingen. 

Die EG-Kommission hat durch ihren Präsidenten bekräftigt, daß in 
den durch die Einheitliche Europäische Akte erweiterten Verträ- 
gen der EG die Einführung des Binnenmarktes eines von sechs 
gleichrangigen Zielen ist, die nur gemeinsam und gleichzeitig 
angestrebt werden können. Neben dem Binnenmarktziel sind 
dies 

— Umweltschutz, 

— verstärkte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung, 

— verstärkte währungspolitische Zusammenarbeit, 

— flankierende politische Maßnahmen 

sowie die Berücksichtigung der sozialen Dimension des Binnen- 
marktes. 

Die Notwendigkeit der Einführung des Europäischen Binnen- 
marktes als eines der sechs Hauptziele zur Umsetzüng der „Ein- 
heitlichen Europäischen Akte'' vom Juli 1987 ist von der Bundes- 
regierung wiederholt betont worden. Die Bundesregierung hat 
auch der Auffassung der EG-Kommission zugestimmt, daß der 
Binnenmarkt nur dann zum Erfolg führen wird, wenn gleichzeitig 
mit seiner Einführung ein europäischer Sozialrauiti geschaffen 
wird, in dem der Bestand sozialer Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, gekoppelt mit einem Sockel sozialer Grund- 
rechte, garantiert wird. 

Die Erfahrungen der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
haben bewiesen, daß sich der Ausbau und der Erhalt des Sozial- 
staats nicht nur als Voraussetzung für sozialen Frieden, sondern 
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sich auch für die bundesdeutsche Wirtschaft als entscheidender 
Standortvorteü im europäischen Wettbewerb erwiesen hat. 

Die EG -Kommission hat in einem 1985 erstellten Weißbuch zur 
Verwirkhchung des Binnenmarktes ohne Grenzen eine Reihe von 
etwa 300 Gesetzgebungsvorhaben vorgelegt, die zu einem Teil 
bereits durch den Rat verabschiedet und in Kraft gesetzt wurden. 

Es ist festzustellen, daß in diesen Vorschlägen solche, die zur 
notwendigen Verwirklichung des gleichrangigen Zieles der 
Schaffung eines europäischen Sozialraumes geeignet wären, nur 
in geringem Maße enthalten sind. Auch das von der Kommission 
im September 1988 vorgelegte Arbeitsdokument zur sozialen 
Dimension des Binnenmarktes bleibt weitgehend unverbindlich 
und enthält wenig konkrete Zielvorstellungen, 

Es ist weiterhin festzustellen, daß die Kommission zur Erarbeitung 
konkreter Vorschläge zur Ausfüllung der sozialen Dimension auf 
konkrete Vorstellungen ihrer Mitgliedstaaten angewiesen ist. Die 
Bundesregierung hat bisher zu den bestehenden Vorschlägen der 
EG-Kommission und ihren sozialen Konsequenzen für die Bun- 
desrepublik Deutschland und für eine zukunftsweisende, trag- 
fähige Ausgestaltung des europäischen Sozialraums noch keine 
einheitliche und umfassende Position bezogen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Europäischer Sozialraum 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Schaf- 
fung eines europäischen Sozialraums gleichzeitig mit der 
Vollendung des Binnenmarktes schon deshalb höchste 
Priorität einzuräumen ist, weil die Römischen Verträge 
vorwiegend wirtschaftlich orientiert sind und sozialpoli- 
tische Orientierungen bisher nur aus den wirtschaftlichen 
Maßnahmen zu Errichtung des gemeinsamen Marktes ab- 
geleitet wurden? 

2. Wie definiert die Bundesregierung den Begriff eines euro- 
päischen Sozialraums, welche Weiterentwicklungen natio- 
naler Sozialrechtsvorschriften hält sie zur Schaffung des 
europäischen Sozialraums im einzelnen für erforderlich 
und soll sich der Sozialraum auch auf den Verbraucher- 
schutz erstrecken? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, zugunsten einer weit- 
gehenden Harmonisierung von Sozialrechtsvorschriften 
auf EG-Ebene die gesetzhchen Grundlagen sozialer 
Sicherheit auf nationaler Ebene zu verändern? 

4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß der 
hohe Ausbildungsgrad der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer einer der maßgeblichen Standortvorteile für 
die Bundesrepublik Deutschland ist, und ist sie bereit, ge- 
eignete Maßnahmen zur Steigerung und Differenzierung 
der Ausbildung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu ergreifen, um diesen Standortvorteil zu erhalten und 
auszubauen? 
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Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen gedenkt sie im 
einzelnen vorzuschlagen? 

5. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das im Ver- 
gleich zu anderen Industrieländern höhere Maß an sozia- 
ler Stabilität im wesentlichen auf im Laufe von Jahrzehn- 
ten erkämpften Arbeitnehmerrechten und sozialen Siche- 
rungen beruht und für die Bundesrepublik Deutschland 
einen entscheidenden Standortvorteil darstellt, und ist sie 
bereit, sich für den Erhalt und den Ausbau dieser Rechte 
einzusetzen? 

6. Hält die Bundesregierung die Einheitlichkeit der Vor- 
schriften über Arbeitsbeziehungen, Arbeitsbedingungen 
und Verbraucher schütz für vorrangig, oder will sie sich 
dafür einsetzen, den bestehenden Standard in der Bundes- 
republik Deutschland zu erhalten und positiv für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Verbraucherinnen 
und Verbraucher weiterzuentwickeln? 

7. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen 
oder wird sie ergreifen, um die sozialpolitischen Ziele der 
EG-Kommission realisieren zu helfen? 

8. Wird die Bundesregierung sich für die Vorlage eines Weiß- 
buchs der Kommission zur Verwirklichung eines europäi- 
schen Sozialraums einsetzen? 

9. Wird die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 
sozialpolitischen Ziele der EG-Kommission ein daran 
orientiertes nationales sozialpolitisches Programm vor- 
legen? 

Wenn ja, wann? 

10. In welcher Weise wird die Bundesregierung zur Definition 
sozialer Grundrechte auf Gemeinschaftsebene beitragen? 
Beabsichtigt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang, die grundlegenden Normen der ILO und der euro- 
päischen Sozialcharta zur Gewerkschaftsfreiheit, Koali- 
tionsfreiheit, Mindesturlaub, Kündigungsschutz und Ar- 
beitsschutz zur Definitionsgrundlage zu machen? 

11. Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, die fünf 
verbraucherpolitischen Grundrechte - definiert nach dem 
EG-Ratsbeschluß vom 14. April 1975 - in den Kanon der 
sozialen Grundrechte auf EG-Ebene zu integrieren? 

II. Rechtsgrundlagen für eine europäische Sozialpolitik 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die programmatischen 
Grundaussagen der Präambel und des Artikels 117 der 
Römischen Verträge, es sei die Besserung der Lebens- und 
Beschäftigungsbedingungen auf dem Wege des Fort- 
schritts anzustreben, und welche Konsequenzen zieht sie 
daraus für die Gestaltung eines europäischen Sozialraums 
auf nationaler und auf EG-Ebene? 
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2. Wie unterstützt die Bundesregierung die EG-Kommission 
bei der Erfüllung der ihr durch Artikel 118 EWG-Vertrag 
zugewiesenen Aufgabe, die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten in sozialen Fragen zu fördern? Welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, diese Zusam- 
menarbeit zu intensivieren bzw. welche Schwierigkeiten 
haben sich bisher ergeben? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Verstärkung der 
Einflußmöglichkeiten des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses anzustreben, und hält sie die bisherige, lediglich 
beratende Funktion des gemäß Artikel 4 Abs. 2 und Arti- 
keln 193 bis 198 EWG-Vertrag eingerichteten Gremiums 
für ausreichend? 

4. ln welchem Umfang fließen die Stellungnahmen des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nach Kenntnis der Bundes- 
regierung in die Entscheidungsprozesse der Kommission 
und des Rates ein? 

5. Welche konkreten Kompetenzen haben welche EG- 
Organe hinsichtlich der Freizügigkeit und zur Sicherstel- 
lung der Ansprüche und Leistungen auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit entsprechend den Artikeln 48 bis 51 
und 121 EWG-Vertrag? Hält die Bundesregierung diese 
Kompetenzen für die Errichtung eines europäischen So- 
zialraums für ausreichend, für zu gering oder für zu weit- 
gehend? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung das Verfahren für den 
Erlaß von Vorschriften für vorhergesehene Fälle gemäß 
Artikel 235 EWG-Vertrag, und welche Änderungsvor- 
schläge beabsichtigt sie gegebenenfalls vorzulegen? 

7. Wie sollte nach Auffassung der Bundesregierung die Tech- 
nologiepolitik der EG gestaltet werden, damit mögliche 
negative soziale Folgen der technischen Entwicklung ver- 
mieden werden können? Ist die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang bereit, die Kürzungen des For- 
schungsprogramms zur Humanisierung des Arbeitslebens 
mit dem Ziel der Rücknahme zu prüfen? 

8. Ist die Bundesregierung bereit, sich für eine Sozialverträg- 
lichkeitsprüfung bei allen europäischen Projekten, insbe- 
sondere bei der Forschungspolitik einzusetzen? 

9. Welche konkreten Ansatzpunkte für eine koordinierte 
europäische Verbraucherpolitik, insbesondere zur Vertre- 
tung der Verbraucherinteressen, wird die Bundesregie- 
rung verfolgen? 

III. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

1. Hat die Bundesregierung konkrete Vorstellungen entwik- 
kelt, wie eine europäische Arbeitsmarktpolitik gestaltet 
werden kann? Wenn ja, welche Maßnahmen wird sie dazu 
Vorschlägen? 
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2. Kann die Bundesregierung Auskunft geben zum Stand der 
Umsetzung und zu den Erfolgsaussichten des gemein- 
schaftlichen Aktionsprogramms zugunsten von Langzeit- 
arbeitslosen in der Bundesrepublik Deutschland und 
europaweit, und welche zusätzlichen Maßnahmen auf 
nationaler Ebene hält sie für erforderlich? 

3. Welche zusätzlichen Möglichkeiten ergeben sich nach 
Auffassung der Bundesregierung durch die Beteiligung 
des Europäischen Sozialfonds im Hinblick auf die Be- 
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und die Maßnah- 
men zur Eingliederung der Jugendlichen sowie Wieder- 
eingliederung von Frauen nach Kindererziehung und 
welche darüber hinausgehenden Maßnahmen hält die 
Bundesregierung für erforderlich? 

4. Wie schätzt die Bundesregierung das gemeinschaftliche 
Aktionsprogramm Umwelt und Arbeit ein, und hält sie 
zusätzliche Programme dieser Art für sinnvoll? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksamkeit des 
gemäß Artikel 3 Abs. 1 und Artikeln 123 ff. EWG-Vertrag 
eingerichteten Europäischen Sozialfonds bezüglich des 
Ziels der Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
der Arbeitskräfte im gemeinsamen Markt und, welche 
Veränderungen will sie gegebenenfalls vorschlagen? 

IV. Nutzung neuer Möglichkeiten durch die Einheitliche 
Europäische Akte 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kommission zu 
einer Änderung der bisherigen Rechtsgrundlagen der Arti- 
kel 100 bzw. 235 hin zu Artikel 118a EWG-Vertrag bei 
denjenigen Vorschlägen zu veranlassen, die wegen des 
Vetos eines einzigen Mitgliedstaates seit Jahren vom Rat 
nicht verabschiedet wurden? 

2. Wird die Bundesregierung sich einsetzen für eine exten- 
sive Auslegung der in Artikel 118a EWG-Vertrag genann- 
ten Begriffe von Arbeits- und Gesundheitsschutz im Sinne 
der skandinavischen Definition von Arbeitsmilieu und Ar- 
beitsumwelt, in die auch die Rechte der Arbeitnehmer ein- 
bezogen sind, um fortschrittliche Harmonisierungen mit 
Mehrheit im Ministerrat zu ermöglichen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der EG-Kommis- 
sion dafür einzusetzen, daß sich die zur Sicherung der 
Arbeitnehmerrechte zu ergreifenden Maßnahmen nach 
den Bestimmungen des Artikels 118 a EWG-Vertrag zu 
richten haben? 

4. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Initiative zu Ände- 
rungen der Europäischen Verträge dahin gehend, die Be- 
stimmungen über die Rechte und Interessen der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer ebenfalls in den Gestal- 
tungsbereich des Artikels 118 a EWG-Vertrag einzube- 
ziehen? 
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5. Welche zusätzlichen sozialpoütischen Handlungsmöglich- 
keiten sieht die Bundesregierung darin, daß der Katalog 
des Artikels 36 EWG-Vertrag, der aus bestimmten Erfor- 
dernissen einzelstaatliche Maßnahmen zuläßt, durch Arti- 
kel 100 a Abs. 4 EWG-Vertrag in bezug auf den Schutz der 
Arbeitsumwelt erweitert wurde? 

6. In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, den 
Dialog zwischen den Sozialpartnern auf der Basis des Ar- 
tikels 118b EWG-Vertrag als Rechtsgrundlage für europäi- 
sche vertragliche Beziehungen zu fördern? 

7. Welche Schwierigkeiten haben sich in der Vergangenheit 
bei der nach Artikel 100 EWG-Vertrag erforderlichen Fest- 
stellung der Notwendigkeit einer Regelung für die Anglei- 
chung von Rechtsvorschriften ergeben, von denen Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer betroffen sind, und könn- 
ten diese Schwierigkeiten durch eine Änderung der Vor- 
schlagsgrundlagen von Artikel 100 und hin zu Artikel 
118 a EWG-Vertrag ausgeräumt werden? 

V. Binnenmarkt und Sozialraum 

1. Wird die Bundesregierung sich für die vorrangige Erarbei- 
tung konkreter Vorschläge zur Verwirklichung eines euro- 
päischen Sozialraums einsetzen, um die in der Einheitlichen 
Europäischen Akte postuherte Gleichzeitigkeit und Gleich- 
gewichtigkeit des europäischen Sozialraums mit dem Bin- 
nenmarkt ohne Grenzen zu gewährleisten, nachdem die 
konkreten Vorgaben für das Binnenmarktprogramm von der 
Kommission bereits weitgehend erarbeitet sind? 

2. Die Entwicklung des Europäischen Binnenmarktes hat 
soziale Auswirkungen, die bisher von den Institutionen der 
EG vernachlässigt worden sind. 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, eine sozial- 
pohtische europäische Initiative durchzusetzen, die ein 
„Sozialdumping" und das Unterlaufen bestehender 
arbeitsrechtlicher, sozial- und verbraucherpolitischer Stan- 
dards verhindert? 

3. Teilt die Bundesregierung die von der EG-Kommission 
vertretene Auffassung, die Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft befänden sich nicht in einer Situation, in der sehr 
unterschiedüche Lohnkosten oder Arbeitsbedingungen zu 
einem „sozialen Dumping" führen könnten, und wie kann 
sie ggf. diese Auffassung begründen? 

4. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung Vorschlä- 
gen, um bei der Vergabe öffenthcher Liefer- und Bauauf- 
träge sicherzustellen, daß Sozialgesetze und Tarifverträge 
eingehalten und Frauen bei Einstellung, Beförderung und 
Lohn nicht diskriminiert werden? 

5. Welche sozialpolitischen Auswirkungen auf Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer, Verbraucherinnen und Ver- 
braucher erwartet die Bundesregierung vom Binnen- 
marktprogramm der Kommission? 
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6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in 
einem Binnenmarkt ohne Grenzen grundlegende sozial- 
politische Prinzipien und Mindeststandards zu gewährlei- 
sten, insbesondere für 

— Koalitionsfreiheit und Streikrecht, 

— Unterrichtung, Anhörung, Verhandlung und Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur 
Schaffung einer Wirtschaftsdemokratie, 

— Schutz, Information und Vertretung der Verbraucherin- 
nen und Verbraucher, 

— Chancengleichheit von Mann und Frau im Arbeitsleben 
einschließlich Frauenförderungsmaßnahmen, 

— Sicherung von Regelarbeitsverhältnissen, 

— Mindesturlaub für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer, 

— Mutterschutz und Elternurlaub, 

— Leistungen für Kinder einschließlich Kindertagesstät- 
ten, schulische und berufliche Ausbildung, 

— sozialen Schutz gegen Krankheit, Unfall, Arbeitslosig- 
keit und Alter, 

— Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 

— Recht auf Ausbildung und Weiterbildung? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung EG -Rahmenrichtlinien 
zur Einbeziehung aller Arbeitsformen in die Sozialgesetz- 
gebung und Sozialversicherung vorzuschlagen? Welche 
ergänzenden Maßnahmen beabsichtigt sie dazu auf natio- 
naler Ebene vorzuschlagen? 

8. Strebt die Bundesregierung eine Rahmenrichtlinie zur 
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation unter Einschluß von 
Regelungen über maximale wöchentliche und jährliche 
Arbeitsdauer, Mindesterholzeiten, Überstunden, Nacht- 
und Schichtarbeit an? Wenn ja, mit welchen Zielset- 
zungen? 

9. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung vor, um 
die Ausweitung und volle Anwendung der Richtlinien zur 
Chancengleichheit von Frauen und Männern zu erreichen, 
und welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu dem 
EG -Richtlinienvorschlag zur Beweislast im Bereich des 
gleichen Entgelts und der Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern ein? 

10. Wird die Bundesregierung sich für eine EG-Richtlinie zum 
Elternurlaub einsetzen? 

11. Wann werden nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Vorbereitungen der EG-Kommission zur Einrichtung eines 
gemeinschaftlichen Systems für einen raschen Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch über Gesundheit, Sicher- 
heit und Hygiene am Arbeitsplatz abgeschlossen sein? 

12. Welche konkreten Maßnahmen werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung von der EG-Kommission zur Verbesse- 
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rung der Organisation der betriebsärztlichen Dienste 
angestrebt, und welche zusätzlichen Maßnahmen auf 
nationaler Ebene hält die Bundesregierung in dieser Hin- 
sicht für erforderlich? 

13. Kann die Bundesregierung Auskunft geben zum Stand der 
Arbeiten zur Aufstellung eines europäischen Verzeichnis- 
ses der Berufskrankheiten? 

14. Welche Vorschläge wird die Bundesregierung zur 

— Sicherung von Mindestansprüchen aller Bürgerinnen 
und Bürger beim Zugang zu Gesundheitsdiensten und 
öffentlichen Einrichtungen, 

— für eine Sicherung des Verbraucher-Schutzniveaus auf 
europäischer Ebene 

machen? 

15. Beabsichtigt die Bundesregierung auf EG-Ebene Vor- 
schläge zur Sicherung von Mindestansprüchen zu 
machen, die allen Bürgerinnen und Bürgern gesicherte 
Lebensgrundlagen bieten, insbesondere bei Arbeitslosig- 
keit und im Alter? 

16. Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der EG-Kommis- 
sion einzusetzen für die Vorlage von Richtlinien zur Frei- 
zügigkeit der Personen, insbesondere zur 

— Anerkennung der beruflichen Bildungsabschlüsse und 
Diplome, 

— Vereinfachung der Regeln für Übertragung von An- 
sprüchen in der Sozialversicherung, 

— Kommunales Wahlrecht für Ausländerinnen und Aus- 
länder, 

— Recht auf Ausbildung und ständige Weiterbildung, 

— Schaffung eines europäischen Bildungsurlaubs? 

17. Wann werden nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Hemmnisse, die der Freizügigkeit immer noch entgegen- 
stehen, in welcher Weise beseitigt? 

18. Beabsichtigt die Bundesregierung, sich für eine EG-Richt- 
linie zur Erstellung europäischer Sozialbilanzen einzu- 
setzen? 

VI. Im Arbeitsprogramm der Kommission enthaltene, den 
europäischen Sozialraum betreffende Maßnahmen 

1. Strukturinstrumente 

1.1 Wie beurteilt die Bundesregierung die Verordnungsvor- 
schläge der EG-Kommission für eine Reform der Funk- 
tionsweise des Europäischen Fonds für die regionale Ent- 
wicklung, des Europäischen Sozialfonds und des Ausrich- 
tungsfonds für die Landwirtschaft? 

1.2 Hält die Bundesregierung die Gemeinschaftsinstrumente 
gemäß Artikel 130b ff. EWG- Vertrag für ausreichend, um 


8 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


den in Artikel 130 a EWG- Vertrag ausdrücklich als Ziel der 
Gemeinschaft benannten wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt zu fördern, und welche Ergänzungen will 
sie gegebenenfalls vorschlagen? 

1.3 Wie beurteilt die Bundesregierung den Verordnungs Vor- 
schlag zur Koordinierung der Interventionsverfahren der 
Fonds untereinander sowie mit den Finanzinstrumenten? 

2. Einzelvorschläge der Kommission 

2.1 Hält die Bundesregierung die vorliegenden Vorschläge für 
Rahmenrichtlinien über Maßnahmen für den Gesundheits- 
schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für aus- 
reichend, und welche Ergänzungen hält sie gegebenen- 
falls für erforderlich, um die erreichten Standards in der 
Bimdesrepublik Deutschland zu sichern und weiter ent- 
wickeln zu können? 

2.2 Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß nationale 
weitergehende Standards so lange erhalten bleiben, bis 
mindestens gleichwertige europäische Standards bestehen 
imd daß nationale Weiterentwicklungen möglich bleiben? 

2.3 Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag für eine 
Richtlinie über die Mindestanforderungen an den Gesund- 
heitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz sowie beim 
Umgang mit Maschinen, Geräten, Werkzeugen, Produk- 
ten und Anlagen (Richtlinien- Paket Arbeitsschutz)? 

2.4 Bestehen aus der Sicht der Bundesregierung Bedenken, 
gegebenenfalls welche, gegen den Vorschlag für eine 
Richtlinie zur Regelung des Gesundheitsschutzes und der 
Sicherheit am Arbeitsplatz? 

2.5 Wie beurteilt die Bundesregierung den inzwischen vorlie- 
genden Vorschlag für eine Verordnung über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmerinnen und Wander- 
arbeitnehmer: Familienleistungen, Renten und Überarbei- 
tung bestehender Verordnungen? 

2.6 Wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung mit der Ver- 
abschiedung der vorstehend genannten Verordnungs- und 
Richtlinienvorschläge durch den Rat zu rechnen bzw. 
welche Gründe haben den Rat im einzelnen bisher an der 
Verabschiedung gehindert? 

VII, Ausbau der Wirtschaftsdemokratie 

1. Wird die Bundesregierung, gegebenenfalls mit welchen 
konkreten Zielen, sich ^uf europäischer Ebene einsetzen 
für Rahmenrichtlinien zur Information, Konsultation und 
Verhandlung über das Verhalten der Unternehmen im ge- 
meinsamen Markt? 

2. Unterstützt die Bundesregierung, gegebenenfalls auf 
welche Weise, die Forderung auf Verwirklichung der 
grundlegenden Rechte der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer 
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— Gewerkschaftsfreiheit, 

— Versammlungsfreiheit, 

— Schutz der gewerkschaftlichen Interessenvertreter 

und ihre Ausweitung auf alle Unternehmen des gemein- 
samen Marktes? 

3. Wie gedenkt die Bundesregierung die Beteiligungsrechte 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere 
die Mitbestimmung und Betriebsverfassung im Rahmen 
der Harmonisierung des Gesellschaftsrechts zu sichern 
und auszubauen? 

4. Welche Vorstellungen verfolgt die Bundesregierung hin- 
sichtlich der Mitwirkungsmöglichkeiten der Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher auf dem Gebiet der europäischen 
Normung und anderer technischer oder wirtschaftlicher 
Regelwerke, und welche Haltung vertritt die Bundesregie- 
rung zur Forderung der Arbeitnehmerorganisationen auf 
institutioneile Beteiligung an den europäischen Normen- 
instanzen CEN/CENELEC? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für den 
Schutz aller erworbenen Rechte und vertraglichen Ab- 
kommen unabhängig von den Formen europäischer Un- 
ternehmenskooperation? 

6. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in bezug auf Einstellung und Entlassung bei grenzüber- 
schreitenden Untefnehmenskooperationen verläßhch zu 
sichern? 

7. Kann die Bundesregierung Auskunft geben über die 
Bemühungen der EG-Kommission um Fortsetzung und In- 
tensivierung der Arbeiten für eine verstärkte Beteiligung 
der Sozialpartner im Bereich der sektoralen Sozial- und 
Wirtschaftspolitik? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die neue Initiative der 
EG-Kommission betreffend die Gründung einer europäi- 
schen Aktiengesellschaft? 

9. Wird die Bundesregierung die EG-Kommission bei ihrer 
Fortsetzung der Bemühungen um die Anpassung des Ge- 
sellschaftsrechts durch Annahme der anhängigen Richt- 
linienvorschläge unterstützen? 

Bonn, den 20. Februar 1989 
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Peter (Kassel) 

Dr, Götte 

Dreßler 

Haack (Extertal) 

Heyenn 

Hasenfratz 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Jaunich 

Wieczorek-Zeul 

Kirschner 

Büchner (Speyer) 

Reimann 

Brück 

Schreiner 

Antretter 

Schmidt (Salzgitter) 

Adler 

Seuster 

Andres 

Steihhauer 

Becker-Inglau 

Urbaniak 

Blunck 

Weiler 

Dr. Böhme (Unna) 

von der Wiesche 

Egert 

Wittich 

Gilges 

Dr. Vogel und Fraktion 
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